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Der Krieg in Nordamerika und die Lehre, 


die er uns ertheilt. 


Wir müſſen heute noch mit einem Paar Bemerkungen 
auf die lange Rede zurückkommen, mit welcher der Herr 
Kriegsminiſter vergebens verſucht 15 ſeine Heeres⸗ 
reorganiſation zu vertheidigen. In ſeinem vierſtündigen 
Vortrage und in einigen ie Reden hat Herr 
v. Roon in der That alles vorgebracht, was er nur 
irgend für ſeine Sache vorbringen konnte. Aber die 
Abgeordneten von allen Seiten der en Partei, 
wie die Herren Jacoby, Waldeck, Tweſten, Schulze- 
Del Loch v. Forckenbeck, Stavenhagen, haben 
jedes Wort, das er für die Reorgani 
hat, nachdrücklich und gründlich widerlent. Zum chluſſe 
faßte dann der Abgeordnete Gneiſt, als Berichterſtatter, 
die ganze Verhandlung noch einmal zuſammen. Mit 
unübertrefflichem Scharfſinne und mit ganz unwiderleg⸗ 
lichen Gründen wies er nach, daß die iaherige Durch⸗ 
ührung der Reorganiſation mit den Begriffen der kon⸗ 
tituttonellen Monarchie nicht im Einklang ſteht, und daß 
ſie, zumal wenn der neueſte Entwurf jemals von den 
Abgeordneten angenommen würde, die Geldmittel und 
die Arbeitskräfte des Volkes erſchüttern, dagegen die 
Wehrkraft des Preußiſchen Staates nicht etwa ſtärken, 
ſondern auf eine ſehr 9 Weiſe ſchwächen würde. 
Dieſer Rede konnte der Herr Kriegsminiſter durchaus 
keine ſachlichen Gründe mehr enfgegenftellen. Zwar 
glaubte er be fn det daß er's könnte, und darum ſagte 
er, er würde zu den Berichtigungen, die er ſachlich zu 
bringen habe, noch bei der Spezial⸗Diskuſſion (d. h. 
bei der Berathung über die einzelnen Artikel der Militär⸗ 
vorlage) Gelegenheit finden. Aber ſehr bald muß 
er ſich anders beſonnen haben; denn als etwa eine 
Viertelſtunde fpäter jene „Spezial⸗Diskuſſion“ wirklich 
herankam, da verließ der Herr Kriegsminiſter den 
Saal. wimil⸗Koreſporben 0 Blätter, namentlich 
die „Provinzial⸗Korreſpondenz“, haben es unter ſolchen 
Umſtänden denn auch für das Klügſte gehalten, über 
die Sache, um welche es fid) handelt, ganz zu ſchweigen, 
aber ein deſto lauteres Geſchrei über einen rein perſön⸗ 


ion geſprochen 


lichen Streit zu erheben, der zwiſchen dem Kriegsminiſter, 
dem Abgeordneten Gneiſt und dem Vicepräfidenten 
von Unruh ſtattgefunden hatte. Sie haben damit das 
alte und ſehr verbrauchte Manöver wiederholt, die Perſon 
in den Kreis der Beſprechungen zu ziehen und anzu⸗ 
greifen, wenn man nicht im Stande ih die Sache und 
ihre Gründe zu widerlegen. 

Die zweite Bemerkung, auf die es uns übrigens ein 
ganz Theil mehr, als auf die erſte ankommt, bezieht ſich 
auf Amerika und auf Preußen zugleich. Der Herr 
Kriegsminiſter hatte, nicht zum Glück für die Sache, 
die er führt, ſich durch eine Aeußerung des Abgeordne⸗ 
ten Tweſten beſtimmen laſſen, auf einen Vergleich 
zwiſchen Preußen und den freien Staaten Nord⸗ 
am erika's ſich einzulaſſen. Der Abg. Tweſt en hatte näm⸗ 
lich darauf hingewieſen, daß die Nordamerikaniſche Union 
in Friedenszeiten nur ein ganz unbedeutendes ſtehendes 
Heer und eine ganz unbedeutende Flotte beſeſſen habe. 
Dann hatte er ungefähr ſo geſprochen: „Bei alledem 
kann kein Europäiſcher Staat das leiſten, was die 
Amerikaniſchen Nordſtaaten geleiſtet haben. Mit einer 
Bevölkerung, nicht größer als die jetzige Bevölkerung 
Preußens, haben ſie in vier Jahren faſt über 2½ Mil- 
liarden Dollars (über 3500 Millionen Thaler) auf den 
Krieg verwandt. In eben dieſen vier Jahren haben fie 
eine Flotte geſchaffen, mit welcher ſie ſelbſt gegen die 
vereinigten Flotten von England und Frankreich das 
Meer und ihr Land vertheidigen könnten. Sie haben 
uggeich eine ungeheure Armee unter den Fahnen ge⸗ 
hl, die unter glänzenden Feldherren die un eheuerſten 

ärſche gemacht und die furchtbarſten Schlachten ge⸗ 
ſchlagen haben; in ſolchem Maße, daß man von keiner 
andern Armee, weder des Alterthums, noch der neuen 
Zeit, ſagen kann, ſie habe Größeres geleiſtet. Darum 
dürfen wir (ſo fuhr der Redner fort) u. A. auch auf 
dieſe ungeheuren Erfolge uns berufen, wenn wir darauf 
dringen, daß in den Zeiten des Friedens die Kräfte 
auch des Preußiſchen Staates nicht zu ausſchließlich für 
den Krieg verwandt werden.“ 

Herr v. Roon antwortete hierauf. Er ſtellte nicht 
in Abrede, daß Preußen, welches nahezu dieſelbe Be⸗ 


völkerung hat, doch nicht im Stande geweſen wäre, 


auf einen vierjährigen Krieg ſo viel tauſend Millionen 
auszugeben, wie die Amerikaniſchen Nordſtaaten. „Aber, 
- fagte er, dieſe vielen Milliarden, welche dort für kriege⸗ 
riſche Zwecke ausgegeben worden ſind, würden nach meiner 
Ueberzeugung nicht auszugeben nöthig geweſen ſein, 
wenn die Republik von Haufe aus über ein ſtreit⸗ 
bares, wohlgeſchultes Heer verfügt hätte.“ Allerdings 
rühmte er dann die große Befähigung der Amerikaniſchen 
Staatsmänner und Feldherren und ſprach mit größter 
Anerkennung von der ruhmvollen Tüchtigkeit, die die 
Amerikaniſchen Heere und die Amerikaniſchen Soldaten 
erworben haben. „Aber,“ fo ſchloß er in Beziehung 
auf dieſen Punkt, „daß Amerika, wenn es auf eine orga⸗ 
niſirte Streitkraft im Frieden mehr verwandt hätte, die 
Rebellion im Keime erſtickt hätte, davon bin ich 
feſt überzeugt.“ 

Indeß hat der Herr Kriegsminiſter dabei gerade die 
wichtigſten Dinge theils überſehen, theils mißverſtanden. 
Darum müſſen wir ihm folgende Antwort ertheilen: 

1) Die Nordamerikaner haben ſchon berechnet, daß 
ein Friedens heer wie das Preußiſche und dazu eine 
verhältnißmäßige Friedens flotte ihnen im Laufe der 
Jahre nahe 8000 bis 9000 Millionen Thaler mehr ge⸗ 
koſtet haben würde, als der ganze gegenwärtig beendigte 
Krieg wirklich gekostet hat. 

2) Die freien Staaten Nordamerikas hatten im 
Jahre 1790 noch nicht volle 2 Millionen Einwohner 
und ſiebzig Jahre ſpäter hatten ſie beinahe 20 Millionen. 
Jeder Volkswirth kann berechnen, daß die Bevölkerung 
diefer Staaten trotz aller ſonſtigen günſtigen Verhältniſſe, 
nicht auf 20, ja kaum einmal auf 10 Millionen ſich ver⸗ 
mehrt haben würde, wenn ſie von jeher ein Friedens⸗ 
beer nach den Grundſätzen unſerer gegenwärtigen Re⸗ 
gierung gehalten hätten. 

3) Jedermann begreift, daß dieſe zehn Millionen viel 
ärmer ſein würden als zehn Millionen der heutigen Be⸗ 
völkerung und daher auch viel zu arm, um ſelbſt nur 
400 Millionen Thaler ſtatt 4000 Millionen für den 
Krieg aufbringen zu können; ja, ſie hätten vielleicht 
keine 40 Millionen aufgebracht. 

4) Ein noch größerer Irrthum des Herrn Kriegs⸗ 
Miniſters aber iſt es, wenn er behauptet, daß in Ame⸗ 
rika durch ein großes ſtehendes Heer die Rebellion 
ſchon im Keime erſtickt worden wäre. Denn gerade 
das Umgekehrte wäre der Fall geweſen. Gerade mit 
Hülfe des ſtehenden Heeres würden die Rebellen 
alsdann den Sieg über die Regierung davongetragen 
haben. In Amerika nämlich betrachtete die Regierung 
des Präſidenten Lincoln es als ihre erſte und höchſte, 
ja im Grunde als ihre einzige Pflicht, die Verfaſſung, 
die Geſetze und die Freiheit des Landes unter allen 
Umſtänden aufrecht zu erhalten und ſie gegen alle ale 
Feinde mit aller Kraft zu vertheidigen. Dagegen führ- 
ten die ſüdſtaatlichen Junker nichts Anderes im Schilde, 
als die Verfaſſung und die Geſetze umzuſtürzen, weil ſie 
mit der Verfaſſung und mit den Geſetzen nicht mehr 
lange die Herren = ſchwarzen Sklaven und die Ge⸗ 


bieter über die einfachen Bürger und Bauern des Sü⸗ 
dens bleiben konnten. Wenn ſie unter ihres Gleichen 
waren, nannten ſie dieſe Bürger und Bauern auch nicht 
anders als den „armen weißen Schund“ (the poor 
White trash). Dieſe Junker waren es, welche die 
meiſten und wichtigſten Stellen in dem glücklicherweise 
nur 16,000 Mann ſtarken ſtehenden Heere mit ihren 
Anhängern, Freunden und Verwandten beſetzt hatten. 
Darum fiel dieſes Heer ja auch von der Regierung ab 
und trat ſofort auf die Seite der Rebellen. Wäre das⸗ 
ſelbe alſo im Verhältniß eben ſo ſtark geweſen, wie das 
Friedensheer in Preußen es iſt, nun, ſo wäre ja 
offenbar nicht die Rebellion, wie der Kriegsminiſter 
meint, ſondern es wäre gerade umgekehrt die Regie⸗ 
rung, und mit ihr, wie die Dinge in Amerika ſtehen, 
die Berfaſſung, das Geſetz und die Freiheit des 
Volkes unterdrückt worden. Freilich würde dieſe Unter⸗ 
beüchung auch nur eine kurze Reihe von Jahren gedauert 
haben, bis eine neue Revolution das alte Recht und die 
alte Verfaſſung wiederhergeſtellt hätte; aber das Land 
wäre unterdeß gänzlich verarmt, während es heute 
trotz der 3500 bis 4000 Millionen Thaler Kriegskoſten 
immer noch ein viel reicheres Land iſt als Preußen und 
Deutſchland trotz eines kaum unterbrochenen funfzigjäh⸗ 
rigen Friedens es find. 

Bemerken wir noch, daß bei uns leider ſehr viele 
Mitglieder der feudalen Partei noch heute die ſüͤdlichen 
Junker als ihre Herzensfreunde betrachten und daß die 
Redaktion der „Kreuzzeitung“ noch vor wenig Tagen 
(Ro. 111) dem neuen Präfidenten der Vereinigten Staa⸗ 
ten, und alſo doch gewiß auch dem ſonſt von ihr ſo hoch 
geprieſenen preußiſchen Kriegsminiſter geradezu das Recht 
abgeſprochen, die ſüdſtaatlichen Junker „Rebellen“ zu 
nennen. 


Polttiſche Wochenſchau. 

Preußen. Das Abgeordnetenhaus hat ſich in ſeinen 
letzten Sitzungen 11 8 0 mit den einzelnen Theilen des 
Budgets beſchäftigt. Bei 1 a der Berathung des 
Etats der direkten Steuern wollte eine große Anzahl Mit⸗ 
glieder die ganze Gebäudeſteuer abſetzen, doch ergab ſich bei 
der Abſtimmung nur eine Minorität für dieſen Antrag. Es 
haben nur 98 Abgeordnete für die Abſetzung diefer Steuern 
geſtimmt. Eine Entwickelung unſerer Anſicht über dieſen 
Gegenftand finden unſere Leſer in einem beſonderen Artikel 
dieſer Nummer. 

Die Budgetkommiſſion iſt mit ihren Berathungen der 
einzelnen Etats zu Ende, fie hat in ihren letzten Sitzungen 
den Militär⸗Etat erledigt. Sie beſchloſſen, 32,572,247 
Thlr. pro 1865 zu bewilligen, alſo um 382,567 Thlr. mehr 
als für 1864, darunter künftig wegfallend 162,323 Thlr. 
Dagegen hat ſie die Reorganiſationskoſten pro 1865 im Be⸗ 
trage von 6,892,725 Thlr. (um 1,267,091 Thlr. mehr als 
pro 1864) zu ſtreichen beſchloſſen und im Einzelnen alle im 
Vorbericht enthaltenen Anträge, ſo z. B. die Streichung der 
9000 Thlr. jährlichen Gehalts für einen beſonderen Gouver⸗ 
neur von Berlin u. ſ. w. genehmigt. — 

Die Kommiſſion, welche der Handelsvertrag zwiſchen dem 
Zollverein und Oefterreich vorberathen hat, hat ſich mit 13 
gegen 6 Stimmen für die Genehmigung des Vertrages aus ⸗ 
Nebencen Wir haben unſere Leſer wiederholt auf die Be⸗ 


denken aufmerkſam gemacht, welche wir gegen einzelne Be⸗ 
Fg 5 e hegen, und wir denken, daß bei 
der Debatte im Abgeordnetenhauſe dieſe Bedenken den vollen 
Ausdruck finden, und auf den Beſchluß des Hauſes ihren 
Einfluß ausüben werden. Die Marine⸗Vorlage iſt von der 
Kommiſſion einftimmig verworfen worden. 5 

Schleswig⸗Holſtein. In der Kieler Hafenfrage läßt 
die Entſcheidung noch immer auf ſich warten. Von der einen 
Seite wird behauptet, daß Preußen entſchloſſen ſei, nicht von 
ſeinen Forderungen abzugehen, und daß keine einzige der an⸗ 
geordneten Maßregeln rückgängig gemacht worden ſei, und 
von anderer Seite wird ein Nachgeben ſeitens des preußiſchen 
Kabinets gegen die Forderungen Oeſterreichs als Thatſache 
verkündet. — Auf den Zuſammentritt der Stände iſt man 
ſehr geſpannt; fo ſehr man ſich auch in Berlin und Wien 
bemüht, denſelben von vornherein eine untergeordnete Bedeu⸗ 
tung beizulegen, ſo iſt dennoch anzunehmen, daß dieſelben 
gleich von vornherein eine ſehr wichtige Rolle ſpielen werden, 
welche ſich noch dadurch ſteigern wird, daß ſowohl das öſter⸗ 
reichiſche wie das preußiſche Kabinet verſuchen werden, fie 
für ſich zu gewinnen. 5 

Hannover. In der zweiten Kammer hat der Abgeord- 
nete R. v. Bennigſen, unſern Leſern gewiß bekannt als 
der Vorſitzende des National⸗Vereins, gedroht, den Antrag 
auf Miniſter⸗Anklage zu ſtellen. Den Rechten der Stände 
entgegen, hatte nämlich die Regierung faſt eine halbe Mil 
lion zur Vermehrung des Eiſenbahnbetriebsmaterials ver- 
wandt, ohne zuvor der ſtändiſchen Genehmigung ſich zu 
verſichern oder auch nur die ſtändiſchen Giienbahntommiffäre 
zu befragen. Es kam in Folge deſſen zwiſchen dem Finanz: 
miniſter und dem Führer der Opposition zu ſcharfem Work⸗ 
wechſel und als der erſtere Herr in Ausſicht ſtellte, daß 
vorkommenden Falles genau ebenſo verfahren werden, er⸗ 
klärte R. v. Bennigſen, daß alsdann den Ständen nur die 
Miniſter⸗Anklage übrig bleiben werde. Die Kammer be⸗ 
ſchloß eine ſcharfe Rüge des Verfahrens der Re- 
gierung und feierlichen Proteſt gegen Wiederholungen. 

Heſſen⸗Darmſtadt. Die erſte Kammer hat dem Beſchluß 
der zweiten Kammer, nach welchem der Miniſterpräſident von 
Dalwigk in Anklagezuſtand verſetzt werden ſollte, ihre Zu⸗ 
ſtimmung ve a. 

Bayern. Der König hat den Kammern ein vollſtändi⸗ 
ges Amneſtiegeſetz vorgelegt, durch welches ſämmtlichen Perſonen, 
die ſich in den Jahren 1848 und 49 politiſcher Vergehen (oder 
wie es vielfach genannt wird, Verbrechen) ſchuldig gemacht 
haben, ſtraffreie Rückkehr bewilligt wird. Auch den Militär ⸗ 
perſonen, welche ſich im Jahre 1849 in der Pfalz bei dem 
Aufftande zu Gunſten der Frankfurter Reichsverfaſſung be⸗ 
theiligt haben, iſt durch einen General⸗Pardon volle Verzei⸗ 
hung geworden. 

Deſterreich. Man erwartet in nicht allzulanger Zeit die 
Auflöſung des Reichsrathes. Gleich darauf ſoll der ungariſche 

mdtag einberufen werden, und will die Regierung jetzt, wie 
es heißt, ernſtlich verſuchen, eine Versöhnung mit Ungarn 
herzustellen. 

Englond. In dieſem Lande beginnt eine vorausſichtlich 
folgenſchwere Bewegung. Es bilden ſich Vereine zur Errei⸗ 
chung des allgemeinen Stimmrechtes und der geheimen Ab⸗ 
ſtimmung bei den Wahlen. Letzteres iſt beſonders dringend 
nothwendig, da die Beſtechungen bei den Wahlen oft ganz 
unlı alder find, und man einſteht, daß denſelben nicht durch 
Strafen, ſondern nur durch die geheime Abſtimmung ein 
Ziel geſetzt werden kann. 

„ Nordamerika. Die Armee der Sklavenſtaaten iſt jetzt 
bis auf einige wenige vereinzelte Korps vernichtet, und an 


ein Wiederaufflackern der Rebellion iſt nicht mehr zu denken. 
Wie es heißt, haben ſich die Beweiſe gefunden, daß der Prä⸗ 
ſident der Sklavenſtaaten, J. Davis an dem Komplott zur 
Ermordung Lincolns betheiligt war. 


Die Budget⸗Theorie des Abgeordneten Gneiſt. 
Die Verhandlung über die Gebäudeſteuer, die am letzten 
Sonnabend im Abgeordnetenhauſe ſtattfand, hat, wie bei der 
Bankfrage und beſonders bei der Frage über Zinsgarantieen 
für Eiſenbahnen, eine tiefgehende Spaltung in der liberalen 
Partei gezeigt. In der Bank- und Zinsgarantiefrage waren 
es aber vorzugsweiſe nur Zweckmäßigkeitͤgründe. welche eine 
Anzahl von Mitgliedern der liberalen Partei bewogen, ſich 
bei der Abſtimmung von der Partei ſelbſt zu trennen. Alle 
waren über das Prinzip an ſich einig, und nur darüber 
herrſchte eine Meinungs⸗Verſchiedenheit, ob das Prinzip gerade 
in dieſem Falle et: und ſomit angewandt werden müſſe 
oder nicht. In einem ſolchen Falle darf man erwarten, daß 
eine ſpätere Diskuſſion, vielleicht bei einem andern Fall, eine 
Ausgleichung der Meinungen herbeiführt. Bei der Tren ⸗ 
nung aber, die durch die Abſtimmung in der Gebäudeſteuer 
ſtattgefunden hat, iſt das Verhältniß leider ein anderes. Hier 
find es zwei ſich beſtimmt einander gegenüberſtehende Auf- 
faſſungen des wichtigſten Rechts der Volksvertretung, und ſo⸗ 
mit des Landes, welche die Trennung herbeigeführt haben. 
Auf der einen Seite fteht die Meinung, daß auch der Ein- 
nahme⸗Etat unſeres Budgets regelmäßig bewilligt und feſt⸗ 
geſtellt werden müffe, vermöge des Budgetrechts, welches die 
Verfaſſung vorſchreibt, damit derſelbe eine geſetzliche Geltung 
habe. Dieſe Meinung wurde bei der Verhandlung von den Ab⸗ 
geordneten Frentzel, Waldeck, Loewe⸗Calbe und Schulze⸗De⸗ 
ligſch vertreten. Auf der anderen Seite dagegen ſagt man, 
daß einmal bewilligte Steuern ein für alle Mal feſtgeſetzt 
ſeien, wenn ſie nicht ſogleich ausdrücklich nur für eine be⸗ 
ſtimmte Zeit u feien, und daraus folgert man denn, 
daß nicht die bloße Nichtbewilligung des Abgeordnetenhauſes 
fie beſeitigen könne, ſondern daß fie ebenſo, wie fie nur ein ⸗ 
eführt werden können durch die Uebereinſtimmung der drei 
Faktoren der Geſetzgebung, auch nur wieder aufgehoben wer⸗ 
den können durch bieſebe Uebereinſtimmung dieſer drei Fakto⸗ 
ren. Dieſe Meinung vertraten die Abgeordneten Stavenha⸗ 
gen, von Carlowitz und beſonders in ausführlicher Deduktion 
der Abgeordnete Gneiſt. Nach dieſer Theorie würde alſo 
eine Steuer, die einmal eingeführt iſt und die ſich vielleicht 
gerade dem Herrenhauſe empfiehlt, immer fortbeſtehen, wenn ſich 
auch das Abgeordnetenhaus längſt über den Irrthum aufgeklärt 
hätte, den es bei der Auflegung der Steuer begangen. Wenn die 
Verfaſſung wirklich die Beſtimmung enthielte, daß die Ueberein⸗ 
ſtimmung der drei Faktoren auch nothwendig ſei, um eine 
Steuer abzuſchaffen, ſo hieße das in der That nichts weni- 
ger, als die einmal beſtehenden zu verewigen. Nur eine 
große Verfaſſungs⸗Veränderung würde dann eine Ausſicht 
gewähren, eine Steuer wieder los zu werden. 
Dieſe Auffaffung iſt um fo gefährlicher, als wir in Wirk⸗ 
lichkeit ſeit der Einführung der Verfaſſung wohl neue Steuern 
dazu bekommen haben, aber noch niemals eine wieder los 
geworden find. Denn daß ein Minifterium nie zu viel Ein- 
nahmen hat, nie von dieſen Einnahmen wieder etwas aufgeben zu 
können glaubt, haben uns wohl unſere eigenen Erfahrungen 
gezeigt. Wenn alſo auch einmal das Abgeordnetenhaus und 
das Herrenhaus in der Beſeitigung einer Steuer übereinftim- 
men ſollten, jo würde das Minifterium als Vertreter der 
Krone wahrscheinlich „Nein“ dazu jagen und dann bliebe die 
Sache wieder beim Alten. 5 1 
Der Abgeordnete Gneiſt und ſeine Anhänger vergeſſen 


dabei nur ganz, daß die Verfaſſung dem e ee Gefängnißſtrafe von fünf Jahren verurtheilt worden iſt. Und 


eine bevorrechtigte Stellung gerade bei der Feſtſtellung 
des Budgets, d. h. alſo des Einnahme- und Aus- 
gabe⸗Etats angewieſen hat. Das Herrenhaus kann von 
den Einzelnheiten des Budgets, wie es das Abgeordneten⸗ 
haus feſtgeſtellt hat, Nichts mehr verändern. Es kann das 
vom Abgeordnetenhauſe ihm überreichte Budget nur im Gan⸗ 
zen annehmen oder verwerfen. Selbſt die kühne Theorie 
des Finanzminiſters von Bodelſchwingh, nach welcher er für 
die Krone auch noch ein beſonderes Recht der Zuſtimmung 
zum Budget beanſprucht, geht doch auch nicht weiter, als daß 
die Krone gleich dem Herrenhauſe ein allgemeines Recht hat, 
„Ja“ oder „Nein“ zu dem Budget zu ſagen, wie es ihm von 
beiden Häuſern des Landtags zukommt. In Wirklichkeit iſt 
ja von einem ſolchen Recht gar keine Rede. Die Verfaſſung, 
welche in allen Geldangelegenheiten ſehr ausführlich iſt, ſpricht 
davon mit keinem Wort und es gehören unſere ganz wun⸗ 
derbaren Zuſtände dazu, daß überhaupt Jemand auf eine 
ſolche Idee kommen kann. Der wirkliche Sachverhalt, wie 
er der Verfaſſung entſpricht, iſt nun aber der: Das Mini- 
ſterium legt dem Abgeordnetenhauſe den Einnahme- und 
Aus gabe⸗Etat vor und das Abgeordnetenhaus ſetzt, in 
Verhandlung mit dem Miniſterium, die Einnahmen und 
Ausgaben im Einzelnen feſt. Das Recht, alle Ausga⸗ 
ben im Einzelnen feſtzuſtellen, mit Ausnahme derjenigen, zu 
welchen der Staat durch beſonders eingegangene Verbindlich⸗ 
keiten, die nicht mehr zu löſen ſind, ſchon verpflichtet iſt, 
beſtreitet wohl eigentlich Niemand. Weil eben ein ſolches 
Recht des Abgeordnetenhauſes allgemein vorausgeſetzt iſt, 
deshalb hat man es dem Charakter eines monarchiſchen 
Staates für angemeſſen erachtet, eine Ausnahme davon zu 
machen, nämlich die Sn des Königs mit Allem, was 
dazu gehört, ein für alle Mal bei der Thronbeſteigung für 
die Lebenszeit des Monarchen zu beſtimmen und nicht wieder 
in jedem Jahre bei der Budgetverhandlung darauf zurück— 
zukommen. Dieſe Ausnahme beweiſt die Regel ganz deutlich. 
Was nun aber für die Ausgaben gilt, gilt unzweifelhaft auch 
für die Einnahmen, wenn nicht die von der Verfaſſung 
dem Abgeordnetenhauſe beſtimmt geſtellte Aufgabe, den Etat, 
d. h. Einnahme und Ausgabe jährlich auf Grund einer von 
der Regierung zu machenden Vorlage feſtzuſtellen, in Bezug 
auf den Einnahmeetat zu einer inhaltsloſen oder geradezu 
ſinnloſen Form werden ſoll. Wozu iſt überhaupt eine ef 
ſtellung eines Einnahmeetats nothwendig, wenn die Steuern 
bleiben, wie ſie ſind, ſo lange nicht ein eigenes Geſetz, das 
durch die Uebereinſtimmung der drei Faktoren der Geſetz⸗ 
gebung zu Stande gekommen iſt, dieſelben verändert? 

Die Aufgabe alſo, welche die Verfaſſung dem Abgeord⸗ 
netenhauſe für die Budgetverhandlung überhaupt ſtellt, und 
die bevorrechtigte Stellung insbeſondere, welche ſie demſelben 
dabei zuweiſt, zeigen deutlich, daß die Auffafſung des Abgeord⸗ 
neten Gneiſt von dem eiſernen Beſtand der Steuern 
eine irrthümliche iſt, weil fie dem Geiſt, wie dem Wortlaut 
der Verfa ſſung nicht entſpricht. 

Die Wahrheit. 

Es iſt ein eigenes Ding um die h beſonders in 
unsren Tagen. Sie verſteht es nicht, ſich in gefällige For⸗ 
men zu kleiden, ſondern ſie nennt jedes Ding bei dem rechten 
Namen. Da kommt es denn leicht vor, daß fie Anſtoß er- 
regt bei Denen, welche die Gewalt in Händen haben. So 
haben wir erſt vor kurzem geſehen, daß in Frankreich ein 
Schriftſteller, welcher feiner aufrichtigen und wahren Meinung 
über den Kaiſer Napoleon Worte verliehen hatte, zu einer 
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die Gefahr, welche dem franzöſiſchen Schriftſteller dro t, ſie 
ſchwebt nach unſern Geſetzen auch über dem deutſchen Scheit 
ſteller, deſſen Anſichten denen der Regierung ſchroff gegen⸗ 
überſtehen. Schildert er in graden, ſchlichten Worten die 
Zustände des Landes fo, wie © ihm erſcheinen, fo wird er 
u leicht jeine Schriften der Gefahr ausſetzen, von den Be 
hörden mit Beſchlag belegt zu werden, ſo daß ſie Niemand 
zu leſen bekommt, und er ſo ſeinen Zweck, das Volk auf 
das aufmerkſam zu machen, was nach ſeiner Meinung ge⸗ 
ändert werden muß, gewiß nicht erreicht. 

Durch ſolche Verhältniſſe iſt in dieſem Augenblick die 
liberale Preſſe ziemlich lahm gelegt, während die reaktionäre 
Preſſe ſich frei wie ein Fiſch im Waſſer bewegen und das 
Land mit ihren falſchen Darſtellungen unfrer Verbältniſſe 
überſchütten kann. Es bleibt nur noch ein Platz im Lande 
übrig, von welchem aus die ganze, ungeſchminkte Wahrheit 
geſagt werden kann. Es iſt die Rednertribüne des Abgeord⸗ 
e 

ir danken es unſeren Abgeordneten von ganzem Herzen, 
daß ſie ſich des alten, wahren Satzes: Liedes Recht 10 wei 
eine Pflicht in ſich und vor Allem die Pflicht, das Recht zu 
brauchen“ wohl bewußt find. Nicht umſonſt hat die Ver 
faſſung den Abgeordneten Straftoſigkeit für alle im Abgeord⸗ 
netenhauſe gethanenen Aeußerungen gewährt. Die Schöpfer 
unſres Staatsgrundgeſetzes haben wohl erkannt, wie es für 
die freie Berathung der geſetzgebenden Verſammlung, welcher 
auch noch die Beaufſichtigung der geſammten Staatsverwal⸗ 
tung übertragen iſt, durchaus nothwendig wäre, daß ihre 
Mitglieder für die im Schooße der Verſammlung gehaltenen 

Reden nicht verantwortlich gemacht werden können. 
Den feudalen Zeitungs teibern ift aber diefe Redefreiheit 
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der Abgeordneten ein Dorn im Auge 
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türlich ſehr, daß die Lügengewebe, mit denen ſie den Sim 


unſres Volkes zu umſpinnen hoffen, durch die freien Worte 
der Abgeordneten zerriſſen werden. Sie ſchreien daher über 
parlamentariſche Zuͤgelloſigkeit und erklären den Zuſtand, daß 
im Abgeordnetenhauſe die Dinge täglich beim rechten Namen 
genannt werden, für „unerträglich“ und ſprechen die Ueber⸗ 
zeugung aus, „daß dieſem ſchreienden Mißbräuche ein Ziel 
geiest werde“ und „vertrauen, die Regierung werde dieſer 
ufgabe ihre ernſte Fürſorge zuwenden.“ 
as wollen denn dieſe Herren? 

Wollen fie die Staatsregierung anreizen, auch im Ar⸗ 
tikel 84 der Verfaffung eine Lücke aufzufinden? 

Das wird Niemand verkennen, wie bequem es für die 
Feudalpartei wäre, wenn es gelänge die Abgeordneten mund⸗ 
todt zu machen. Die Idee iſt daher auch ſchon früher auf- 
a Im Jahre 1853 verſuchte es der Minifter des 

nern, von Weſtphalen, den Abgeordneten Aldenhoven de: 
halb vor Gericht zu belangen, weil er in dem Abgeordneten⸗ 
hauſe erklärt hatte, „der Minifter habe in einem Bericht au 
Sr. Majeſtät den König wiſſentlich die Unwahrheit ge⸗ 
ſagt.“ Das Gericht wies die Klage zurück. So würde 
es auch jetzt kommen. Die Richter würden außer Stande ſein, 
den Artikel 84 der Verfaſſung zu ignoriren. 

Darum ſind auch die von uns angeführten Redensarten 
der feudalen Blätter nur Worte, nichts als Worte 
und werden auch ſolche bleiben. Das Volk aber 
wird ſich durch ihr Geſchrei über „die Zügelloſig⸗ 
keit der Abgeordneten nicht beirren laſſen. ES 
liebt ein freies Wort und iſt ſelbſt daran gewöhnt, 
die Dinge beim rechten Namen zu nennen. 
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